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Billigflieger
Easyjet steht 

auf Berlin
Angebot steigt und Potsdam

erhält ein Kundencenter

VON PETRA WACHE

BERLIN. Der britische Billigflie-
ger Easyjet will seine Präsenz in

Berlin weiter ausbauen und das
Deutschland-Geschäft insgesamt
steigern. Die Basis in Berlin-Schö-
nefeld soll mit dem Einsatz eines
neunten, möglicherweise sogar ei-
nes zehnten Airbus A 319 gestärkt
werden, kündigte Deutschland-
Chef John Kohlsaat gestern in Berlin
an. Zu den 28 Verbindungen, die Ea-
syjet von der Hauptstadt aus anbie-
tet, würden weitere hinzukommen.
„Für die Region Berlin-Branden-
burg bedeutet jeder zusätzliche
Flieger mindestens 100 000 zusätzli-
che Besucher allein im kommenden
Jahr“, sagte Kohlsaat mit Blick auf
den boomenden Berlin-Tourismus.

Mehr als 100 Arbeitsplätze

Von den fünf Millionen Passagie-
ren, die Easyjet im abgelaufenen
Geschäftsjahr 2006/07 auf seinen
Europastrecken von und nach
Deutschland beförderte, entfielen
drei Millionen auf Berlin. Die Zahl
der Passagiere in Deutschland soll
in den nächsten zwei Jahren auf
zehn Millionen verdoppelt werden,
kündigte Kohlsaat an. Eine positive
Nachricht hatte der Manager für
Potsdam: Dorthin will die Airline im
Januar ihren bisher in London an-
gesiedelten Kundenservice für Kon-
tinentaleuropa verlagern und mehr
als 100 Arbeitsplätze schaffen. Die
Verlagerung bezeichnete Easyjet als
klares Bekenntnis zum deutschen
Standort. „Während andere Flugge-
sellschaften ihre Call Center in Bil-
liglohnländer verlagern, investiert
Easyjet in Deutschland.“

Die Einführung eines Kerosinzu-
schlags, wie bei vielen Konkurren-
ten üblich, schloss Kohlsaat auch
künftig aus. Der Durchschnittspreis
für einen Flug liege bei 60 Euro. Ea-
syjet werde weiterhin Kosten ein-
sparen und zusätzliche Umsatz-
quellen erschließen. „Speedy Boar-
ding“ verkaufe sich beispielsweise
gut. Damit können sich Fluggäste
gegen ein Aufgeld das Recht erkau-
fen, zuerst das Flugzeug zu bestei-
gen. Denn bei Billigfliegern gibt es
keine Platzreservierung. 

Die Inflationsrate ist mit 2,4 Prozent
so hoch wie seit langem nicht mehr.
Verbraucher haben allerdings ange-
sichts der starken Erhöhungen für
Benzin oder Lebensmittel das Ge-
fühl, dass die Preise noch viel stärker
gestiegen sind. Wie erklärt sich das?

Weil die Verbraucher die ge-
nannten Dinge fast täglich kaufen
müssen. Und das spüren sie dann
besonders deutlich. Auf der ande-
ren Seite sind ja die Preise für Tele-
kommunikation oder für Unterhal-
tungselektronik deutlich gesunken.
Aber weil sie nicht jeden Tag die
Telefonrechnung begleichen müs-
sen oder sich einen neuen Flach-
bildschirm zulegen, fällt das den
Menschen nicht so richtig auf.

Sind Geringverdiener stärker von der
Inflation betroffen als Besserverdie-
nende? 

Das ist mit Sicherheit so. Haus-
halte mit niedrigem Einkommen ge-
ben prozentual viel mehr für Ener-
gie- und Nahrungsmittel aus als der

Durchschnitt
der Bevölke-
rung. Von den
Preissenkun-
gen bei Unter-
haltungselek-
tronik profitie-
ren sie aber
vielleicht weni-
ger, weil sie
sich diese Din-
ge seltener an-
schaffen. Des-
wegen fällt für
sie die Inflation
faktisch höher
aus als 2,4 Pro-
zent.

Ist der Warenkorb, der als Grundlage
für die Inflationsmessung herange-
zogen wird, dann überhaupt noch
zeitgemäß?

Ja. Denn es gibt keine Alternative
dazu. Aber es handelt sich um einen
Durchschnittswert und viele Men-
schen weichen eben stark davon ab.

Rechnen Sie, wie die Bundesbank,
mit einem weiteren Anstieg der Teue-
rung? 

Nein, 2008 wird es hier erst ein-
mal eine deutliche Entlastung ge-
ben, weil der durch die Mehrwert-
steuer ausgelöste Preisschub aus-
läuft. Dieser statistische Effekt wird

selbst dann zum Tragen kommen
wenn die Energie- und Nahrungs-
mittelpreise weiter steigen.

Brauchen wir höhere Tarifabschlüs-
se, um den Kaufkraftverlust auszu-
gleichen? 

Höhere Abschlüsse wären in der
Tat gerechtfertigt – aber nicht we-
gen der Inflation, sondern weil die
Verteilungsspielräume schon seit
Jahren nicht ausgeschöpft werden.
Da ist eindeutlig noch Luft nach
oben. Eine höhere Inflationsrate al-
lein rechtfertigt aber noch keine hö-
heren Lohnabschlüsse. Denn das
würde eine Lohn-Preisspirale in
Gang setzen.

Bundeskanzlerin Angela Merkel
rechnet damit, dass die Binnenkon-
junktur den Export als Konjunktur-
motor ablösen wird. Ist diese Hoff-
nung angesichts des Preisauftriebs
noch realistisch? Schließlich dämp-

fen steigende Preise doch normaler-
weise die Konsumlust.

Genau diese Gefahr sehe ich
auch. Deshalb werde ich zuneh-
mend skeptisch für die Konjunktur.
Wenn der Preisauftrieb nicht nach-
lässt, dann wird es die Schubkraft
für den privaten Verbrauch nicht ge-
ben. Und derzeit sehe ich weder bei
den Öl- noch bei den Nahrungs-
mittelpreisen eine Beruhigung. 

Muss man sich also Sorgen um die
deutsche Konjunktur machen? 

Ja, ich bin sehr besorgt um die
deutsche Konjunktur, denn sie wird
derzeit regelrecht in die Zange ge-
nommen – einmal von der nachlas-
senden Kaufkraft und dann von der
schwächeren Außenwirtschaft.
Denn der starke Euro schmälert zu-
nehmend die Exporterlöse. 

Sollte die Europäische Zentralbank

Stützungskäufe zu Gunsten des Dol-
lar vornehmen, um auf dieser Seite
Entlastung zu schaffen?

Ja, Interventionen wären das
probate Mittel. Denn sie würden
rasch greifen. Ich würde der EZB
dringend raten, hier etwas zu tun
denn der Anstieg des Euro ist wirt-
schaftlich nicht zu rechtfertigen. Es
wäre fahrlässig, tatenlos zuzusehen,
wie der Euro noch stärker ansteigt
und die europäische Konjunktur
zunehmend belastet.

Hätte ein Alleingang der EZB denn
Aussicht auf Erfolg? 

Eine koordinierte Intervention
mit der US-Notenbank wäre natür-
lich besser. Doch damit ist derzeit
nicht zu rechnen, weil der schwa-
che Dollar der US-Wirtschaft zugu-
te kommt. 

Sollte die EZB auch die Leitzinsen
anheben, um die Inflation zu be-
kämpfen? 

Das hieße den Teufel mit dem
Beelzebub auszutreiben: Wenn die
EZB die Leitzinsen anhebt, wird die
Belastung für die Konjunktur noch
größer. Davon rate ich dringend ab.

Gibt es andere Methoden, die Infla-
tion in den Griff zu bekommen? 

Ja, aber nur auf lange Sicht: Die
ausufernden Energiepreise sind
auch die Folge von Marktverwer-
fungen. Gäbe es im Energiesektor
mehr Wettbewerb, würde der Preis-
anstieg sicherlich gedämpfter aus-
fallen. Zudem müssen wir in Zu-
kunft mit Energie effizienter umge-
hen. Dann werden wir unabhängi-
ger von diesen Preisschüben.

Droht durch die Finanzkrise eine zu-
sätzliche Gefahr für die Konjunktur? 

Ja, leider scheinen die schlimms-
ten Befürchtungen Realität zu wer-
den. Zunächst waren nur Spezial-
banken betroffen, die sich auf dem
US-Immobilienmarkt engagiert
hatten. Jetzt zeigt sich aber immer
mehr, dass auch Großbanken riesi-
ge Abschreibungen vornehmen
müssen. Das bedeutet, dass sie bei
der Kreditvergabe künftig vorsichti-
ger vorgehen werden. Damit greift
die Finanzkrise auch auf die reale
Wirtschaft über. Das wird die Welt-
Konjunktur erheblich belasten.

Gespräch: Sebastian Wolff 

„Regelrecht in die Zange genommen“
Ökonom Gustav A. Horn über die starke Teuerung, steigende Energiepreise und Konjunktur-Risiken

VON GEROLD BÜCHNER

BLUMENAU. Ein Wirtschafts-
wachstum von 4,4 Prozent, sin-

kende Inflation, niedrige Löhne
und ein riesiger Binnenmarkt – das
zusammen macht Brasilien zu ei-
nem begehrten Partner für deut-
sche Unternehmen. Allerdings blie-
ben noch viele Chancen ungenutzt,
beklagte BDI-Präsident Jürgen Thu-
mann bei den deutsch-brasiliani-
schen Wirtschaftstagen in Blume-
nau, einer von Deutschen gegrün-
deten Stadt im Süden des Landes.
Thumann mahnte politische Ent-
scheidungen über Abkommen zum
Investitionsschutz und zur Vermei-
dung von Doppelbesteuerung an.
Der deutsche Wirtschaftsminister
Michael Glos (CSU) und Brasiliens
Staatspräsident Luiz Inacio Lula da
Silva betonten die Möglichkeiten
der bilateralen Zusammenarbeit
insbesondere im Bereich klima-
schonender Technologien. 

Unterstützung für Arme

Der deutsche Wirtschaftsminis-
ter, der eine einwöchige Tour durch
Lateinamerika unternimmt, ver-
wies auf den deutschen Vorsprung
bei Windkraft- und Solaranlagen.
Auch Brasilien werde erneuerbare
Energien ausbauen müssen. Der
brasilianische Staatschef sagte, bei
Biotreibstoffen habe sein Land Er-
fahrungen mit Ethanol, die Deut-
schen das Know How in der Motor-
technik. „Wir sollten unser Wissen
zusammenführen für einen neuen
Energiemix.“ Lula schlug Deutsch-
land eine Partnerschaft bei der Her-
stellung und Nutzung von Biotreib-
stoffen vor, die zum Schutz der Erd-
atmosphäre beitragen sollen. 

Auch sonst gab sich der brasilia-
nische Präsident umweltbewusst.

Er trat Befürchtungen entgegen,
Brasilien werde – auch um Anbau-
fläche für Biosprit zu gewinnen –
den Regenwald am Amazonas wei-
ter abholzen. Niemand habe größe-
res Interesse als Brasilien daran,
den Urwald zu schützen. Außerdem
sei nur ein Prozent der landwirt-
schaftlichen Fläche Brasiliens der-
zeit mit Zuckerrohr bepflanzt. Lula
forderte vor den 1 400 Unterneh-
mern aus Brasilien und Deutsch-
land, Erträge aus dem Wirtschafts-
boom auch der armen Bevölkerung
zu Gute kommen zu lassen. 

Glos und Lula sprachen sich für
einen raschen Abschluss der Ver-
handlungen über ein neues Welt-
handelsabkommen aus. Allerdings
bekräftigte Brasiliens Präsident die
Forderung, die USA müssten ihre
Agrarsubventionen verringern und
die Europäer ihre Agrarmärkte stär-
ker öffnen. Auch ein Handelsab-
kommen zwischen der EU und der
lateinamerikanischen Wirtschafts-
vereinigung Mercosur solle bis zum
Frühjahr gelingen, sagte er. Die Ver-
handlungen darüber sind ebenso
wie die Gespräche über ein neues
Abkommen der Welthandelsorgani-
sation WTO ins Stocken geraten.

Brasilianer wollen mit
Deutschen enger kooperieren

Partnerschaft bei Biotreibstoffen vorgeschlagen

Milliarden-Überschüsse in
der Rentenkasse 
WÜRZBURG. Die positive Kon-
junkturentwicklung macht sich in
den Rentenkassen bemerkbar. Für
die kommenden vier Jahre können
sie mit Milliarden-Überschüssen
rechnen, so dass sich ihre Finanz-
reserve bis Ende 2011 auf knapp 26
Milliarden Euro aufbaut. Dies
mache 2011 eine Senkung des Bei-
tragssatzes von derzeit 19,9 auf
19,4 Prozent möglich, sagte der
Vorstandsvorsitzende der Deut-
schen Rentenversicherung Bund,
Alexander Gunkel. Die 20 Millio-
nen Rentenbezieher könnten zum
1. Juli 2008 mit Rentensteigerun-
gen von 1,03 Prozent (West) und
1,13 Prozent (Ost) rechnen. 2007
wird mit einem Überschuss von 1,2
Milliarden Euro gerechnet. Die
Rücklage klettert auf 11,5 Milliar-
den Euro oder 0,72 Prozent einer
Monatsausgabe. (dpa)

Gas ist 2006 deutlich 
teurer geworden 
WIESBADEN. Die deutschen Ener-
gieversorger haben ihren Durch-
schnittserlös bei Gaslieferungen an
Endkunden 2006 um 19,5 Prozent
auf 3,80 Cent je Kilowattstunde
gesteigert. Das teilte das Statisti-
sche Bundesamt gestern mit. Aller-
dings sank der Gasabsatz um zwei
Prozent auf 975 Milliarden Kilo-
wattstunden. (AP)

LTU-Übernahme zahlt 
sich für Air Berlin aus 
BERLIN. Die Übernahme des
Ferienfliegers LTU hat sich für Air
Berlin bereits im dritten Quartal
ausgezahlt. Zusammen mit der seit
August voll konsolidierten LTU
konnte die zweitgrößte deutsche
Fluggesellschaft ihren Umsatz im
Vergleich zum Vorjahreszeitraum
um 7,2 Prozent auf 857,6 Millionen
Euro steigern, teilte das Unterneh-
men mit. Der Nettogewinn sei auf-
grund des verbesserten Finanz-
und Steuerergebnisses im selben
Vergleichszeitraum um 19,4 Pro-
zent auf 60,8 Millionen Euro
geklettert. (ddp) 

Vattenfall Europe steigt ins
Gasgeschäft ein
HAMBURG. Der bislang nur im
Stromgeschäft tätige Versorger Vat-
tenfall Europe liefert jetzt auch Gas.
Am 1. Januar starte ein erstes Ange-
bot in Hamburg, teilte der Konzern
mit. Vattenfall will noch in dieser
Woche eine Werbekampagne star-
ten. Vorstandssprecher Hans-Jür-
gen Cramer erklärte, der Konzern
wolle als Dienstleister vor Ort sei-
nen Service erweitern. Das Ange-
bot, Strom und Gas aus einer Hand
zu beziehen, vereinfache den Ener-
giebezug für die Kunden. (ddp)

Brüssel verspricht
Verbrauchern mehr Rechte 
BRÜSSEL. Die EU-Kommission hat
den Verbrauchern im europäischen
Binnenmarkt mehr Rechte ver-
sprochen. Die Behörde beschloss
ein Bündel von Vorschlägen, die
Privatkunden und Kleinunterneh-
men zu Gute kommen sollen. In 23
Branchen funktioniere der gemein-
same Markt mangelhaft, hieß es.
Im Dezember will die Kommission
neue Vorschriften zur Kennzeich-
nung von Lebensmitteln vorschla-
gen. Die Banken sollen Kunden
den Kontenwechsel erleichtern.
Außerdem sollen Finanzdienstleis-
ter die Vergabe von Krediten nicht
mehr an den Abschluss einer
Lebensversicherung des gleichen
Anbieters knüpfen. Die EU setzt
dabei zunächst auf freiwillige oder
vorhandene Regelungen. (dpa) 

Nokia-Siemens-Mitarbeiter
verhindern Auslagerung
BERLIN. Die vom Netzwerkunter-
nehmen Nokia Siemens Networks
(NSN) geplante Auslagerung von
Stellen in Berlin ist am Widerstand
der Beschäftigten gescheitert.
Wegen der starken Ablehnung sei-
tens der 60 betroffenen Mitarbeiter
im Bereich Entwicklung habe das
Management seine Pläne aufgege-
ben, teilten die Arbeitnehmerver-
treter mit. Angestrebt war eine Aus-
lagerung der Stellen an die
indische Wipro. Ein NSN-Sprecher
bestätigte die Angaben. Man habe
sich mit dem Betriebsrat nun dar-
auf geeinigt, das Berliner Segment
„Radio Access“ im Jahr 2009 zu
schließen. (Reuters)
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Im Kaufhaus: Die hohe Inflationsrate schmälert die Kaufkraft.
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